
 

Schwerpunkte der Plenarsitzung vom 13. bis 16.
November 2017
 
LUX-Filmpreis: Verkündung des Gewinners in Straßburg  
Der diesjährige Gewinner des Lux-Filmpreises wird am Dienstag, den 14. November
von Parlamentspräsident Antonio Tajani bei einer Zeremonie in Straßburg verkündet.
Die Finalisten sind: „BPM“ (Beats per minute, Frankreich) von Robin Campillo, „Sámi
Blood“ (Schweden, Norwegen, Dänemark) von Amanda Kernell und „Western“
(Deutschland, Bulgarien, Österreich) von Valeska Grisebach.
 
 
 
 
Antidumping: Neue Vorschriften zum Schutz von Arbeitsplätzen und
Industrie 
 Die Abgeordneten werden über neue Vorschriften zum Schutz vor gedumpten und
subventionierten Einfuhren aus nicht zur EU gehörenden Ländern abstimmen.
 
 
Online-Shopping: Stärkung des Verbraucherschutzes 
Die Abgeordneten werden am Dienstag über EU-weite Vorschriften zum besseren
Schutz der Verbraucher vor Betrug und zur schnelleren Erkennung unseriöser
Geschäftemacher diskutieren und abstimmen.
 
 
Verkehrssicherheit: Einbau von Fahrerassistenzsystemen soll Pflicht
werden 
Neue Vorrichtungen zur Verbesserung der Fahrzeugsicherheit sollten serienmäßig
eingebaut werden. Das werden die Abgeordneten am Dienstag erwartungsgemäß
fordern.
 
 
Rechtsstaatlichkeit in Polen: Debatte und Entschließung  
Das Parlament wird bewerten, wie der Dialog mit der polnischen Regierung über die
Achtung von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie vorankommt, und am Mittwoch über
eine entsprechende Entschließung abstimmen.
 
 
Rechtsstaatlichkeit in Malta 
Nach der brutalen Ermordung einer Enthüllungsjournalistin werden die Abgeordneten
über die Rechtsstaatlichkeit in Malta debattieren und am Mittwoch über eine
Entschließung abstimmen.
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Plenardebatte zu “Paradise Papers”-Enthüllungen 
Die Enthüllungen der “Paradise Papers” und die versteckten Vermögen der
Superreichen stehen am Mittwoch im Zentrum einer Plenardebatte. 
 
 
Asylreform: Verhandlungen mit EU-Regierungen über Dublin-
Vorschriften 
Das Parlament ist bereit, unverzüglich Gespräche über eine Überarbeitung des EU-
Asylsystems aufzunehmen, wenn in der Nacht von Dienstag auf Mittwoch kein Antrag
auf eine Plenarabstimmung über das Mandat eingereicht wird.
 
 
Treuhandfonds für östliche Partner 
Die Abgeordneten werden in einer Debatte am Dienstag voraussichtlich fordern, dass
der Gipfel zur Östlichen Partnerschaft im November die Einrichtung eines
Treuhandfonds für die Ukraine, Georgien und die Republik Moldau beschließen soll. 
 
 
Weitere Tagesordnungspunkte 
Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
 

 
http://www.europarl.europa.eu//news/de/agenda/briefing/2017-11-13
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Weitere Informationen
Tagesordnung
Live-Übertragungen der Plenartagung auf EP Live
Europarl TV
Pressekonferenzen und weitere Veranstaltungen auf EP Live
Webseite des Audiovisuellen Dienstes des EP (EN)
EP Newshub
EPRS-Plenar-Podcasts zu zentralen Themen

Armin WISDORFF
Press Officer

(+32) 2 28 40924 (BXL)
(+33) 3 881 73780 (STR)
+32 498 98 13 45
presse-DE@europarl.europa.eu
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http://www.europarl.europa.eu/rss/de/audio-podcasts.html
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Press Officer
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Press officer
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(+49) 30 2280 1080
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Press officer
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LUX-Filmpreis: Verkündung des Gewinners in
Straßburg 
 
Der diesjährige Gewinner des Lux-Filmpreises wird am
Dienstag, den 14. November von Parlamentspräsident
Antonio Tajani bei einer Zeremonie in Straßburg verkündet.
Die Finalisten sind: „BPM“ (Beats per minute, Frankreich)
von Robin Campillo, „Sámi Blood“ (Schweden, Norwegen,
Dänemark) von Amanda Kernell und „Western“
(Deutschland, Bulgarien, Österreich) von Valeska
Grisebach.
 
 
 
 
 
Das  Europäische  Parlament  zahlt  für  die  Untertitelung  der  drei  Filme  in  alle  24  EU-
Amtssprachen. Der Gewinner des LUX-Filmpreises 2017 wird von den Abgeordneten des
Europäischen Parlaments ausgewählt. Der siegreiche Film wird für Seh- und Hörgeschädigte
adaptiert und international beworben. 
 
Europaweite Werbekampagne
 
In  diesem Jahr  setzen die  LUX-Filmtage die  Zusammenarbeit  der  Informationsbüros des
Europäischen Parlaments und der „Creative Europe MEDIA Desks“ fort,  mit  dem Ziel,  die
Filmtage stärker in den Blickpunkt zu rücken und ein breiteres Publikum zu erreichen.
 
Eine Pressekonferenz mit Vertretern der drei Filme findet am Dienstag, den 14. November um
15.00 Uhr in Straßburg statt.
 
Preisverleihung: Dienstag, den 14. November um 12:00 Uhr
 
Verfahren:  Preisverleihungszeremonie
 
Pressekonferenz: Dienstag, den 14.  November um 15.00 Uhr
 
#LuxPrize @LuxPrize
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Weitere Informationen
Webseite zum Lux-Filmpreis
BPM (Beats Per Minute) von Robin Campillo (Frankreich)
Sámi Blood, von Amanda Kernell (Schweden, Norwegen, Dänemark)
Western von Valeska Grisebach (Deutschland, Bulgarien, Österreich)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende: Lux Prize 2017
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http://luxprize.eu/home
http://www.luxprize.eu/node/629
http://www.luxprize.eu/node/636
http://www.luxprize.eu/node/644
http://audiovisual.europarl.europa.eu/lux-prize-2017


Antidumping: Neue Vorschriften zum Schutz von
Arbeitsplätzen und Industrie
 
 Die Abgeordneten werden über neue Vorschriften zum
Schutz vor gedumpten und subventionierten Einfuhren aus
nicht zur EU gehörenden Ländern abstimmen.
 
 
Ziel ist es, unlautere Handelspraktiken von Drittländern zu bekämpfen, deren Regierungen stark
in die Wirtschaft eingreifen. Am 3. Oktober wurde eine informelle Vereinbarung zwischen den
Abgeordneten des Europäischen Parlaments und den Verhandlungsführern des Rates erzielt,
die jedoch erst nach Billigung durch das Plenum in Kraft treten kann.
 
Die Handelsregeln der EU verlangen von Handelspartnern und Erzeugern außerhalb der EU,
dass sie die internationalen Arbeits- und Umweltstandards einhalten müssen. Deshalb sind die
EU-Handelsregeln weltweit einzigartig.
 
Die Abgeordneten stellten außerdem sicher, dass EU-Unternehmen keine zusätzlichen Beweise
dafür vorlegen müssen, dass ihre Konkurrenten aus Drittstaaten Dumpingware auf dem EU-
Markt absetzen und dass Antidumpingverfahren den wirtschaftlichen und handelspolitischen
Erfordernissen kleiner und mittlerer Unternehmen in der EU Rechnung tragen. Darüber hinaus
werden  die  Gewerkschaften  der  EU  die  Möglichkeit  haben,  bei  Entscheidungen  über
handelspolitische  Schutzmaßnahmen  mitwirken  zu  können.
 
Hintergrundinformationen 
 
Für Unternehmen in  der  EU ist  es äußerst  schwer,  mit  Billigimporten aus Drittländern zu
konkurrieren,  die  überschüssige  Produktionskapazitäten  haben  und  deren  Ausfuhren
subventioniert sind, vor allem in der Stahl-, Aluminium-, Fahrrad-, Zement-, Chemie-, Keramik-,
Glas-, Papier- und Solarindustrie.
 
Die neuen Vorschriften würden der EU ermöglichen, auf solche unlauteren Handelspraktiken zu
reagieren,  indem  Einfuhren  gezielt  behandelt  werden,  wenn ihre  Preise  nicht
marktwirtschaft l ich,  sondern  auf  staat l iches  Eingreifen  zurückzuführen  sind.
 
Darüber  hinaus  verhandeln  die  Europaabgeordneten über  weitere  Pläne zur  Reform der
handelspolitischen  Schutzinstrumente  der  EU,  um  die  Zölle  gegen  gedumpte  oder
subventionierte Einfuhren aus Ländern, die nicht in großem Umfang in die Wirtschaft eingreifen,
zu erhöhen.
 
Debatte: Dienstag, den 14. November
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Abstimmung: Mittwoch, den 15. November
 
Pressekonferenz: Dienstag, den 14. November um 16:00 Uhr mit dem Berichterstatter Salvatore
Cicu (EVP, IT) und dem Vorsitzenden des Ausschusses Bernd Lange (S&D, DE)
 
Verfahren: Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
erster Lesung
 
#antidumping
 
Weitere Informationen
Pressemitteilung zur Einigung mit dem Rat (03.10.2017)
EP-Studie: “New trade rules for China? Opportunities and threats for the EU” (2016, auf
Englisch)
Handel zwischen EU und China (Europäische Kommission)
Berichterstatter Salvatore Cicu (EVP, IT)
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http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20171003IPR85229/eu-anti-dumping-measures-that-protect-jobs-meps-and-ministers-strike-deal
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/535021/EXPO_STU%282016%29535021_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2016/535021/EXPO_STU%282016%29535021_EN.pdf
http://ec.europa.eu/trade/policy/countries-and-regions/countries/china/
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/124854/SALVATORE_CICU_home.html
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Online-Shopping: Stärkung des
Verbraucherschutzes
 
Die Abgeordneten werden am Dienstag über EU-weite
Vorschriften zum besseren Schutz der Verbraucher vor
Betrug und zur schnelleren Erkennung unseriöser
Geschäftemacher diskutieren und abstimmen.
 
 
Die nationalen Vollstreckungsbehörden werden mehr Befugnisse bekommen, um Verstöße
gegen Verbraucherschutzgesetze im Internet aufzudecken und zu stoppen. Außerdem werden
sie ihre Maßnahmen im Rahmen der überarbeiteten Verordnung über die Zusammenarbeit im
Verbraucherschutz  EU-weit  besser  koordinieren  können.  Ihre  Ermitt lungs-  und
Durchsetzungsbefugnisse  werden  unter  anderem  zu  Folgendem  befugt  sein:
 

Informationen  von  Registrierungsstellen  für  Domainnamen  und  Banken  zur
Identifizierung  von  unseriösen  Geschäftemachern  anzufordern,
 
Testkäufe von Waren oder  Dienstleistungen,  einschließlich „mystery  shopping“
(anonyme Testkäufe)  durchzuführen,
 
die Anzeige einer ausdrücklichen Warnung oder die Entfernung digitaler Inhalte
anzuordnen, wenn es keine anderen wirksamen Mittel gibt, um eine rechtswidrige
Praxis zu unterbinden,
 
Strafen wie zum Beispiel Geldbußen zu verhängen,
 
Verbraucher darüber zu informieren, wie sie Schadensersatz beantragen können.
 

 
 
Hintergrundinformationen 
 
 
 
Bei  einer  Überprüfung im Jahr  2014 wurde festgestellt,  dass 37% der  E-Commerce-  und
Buchungs-Webseiten  für  Reise-,  Unterhaltungs-,  Bekleidungs-,  Elektronik-  und
Verbraucherkreditdienste gegen das EU-Verbraucherrecht verstoßen. Dieser Vorschlag ist Teil
des  von  der  Kommission  am  25.  Mai  2016  vorgelegten  E-Commerce-Pakets.Die
Verhandlungsführer des Parlaments und des Rates haben am 21. Juni 2017 eine vorläufige
Einigung über die Verordnung erzielt.
 
Debatte:  Dienstag, den 14. November
 
Abstimmung:  Dienstag, den 14. November
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Verfahren:  Mitentscheidungsverfahren (Ordentliches Gesetzgebungsverfahren), Einigung in
erster Lesung
 
#ecommerce 
 
 
Weitere Informationen
Pressemitteilung zur Einigung zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat
(21.06.2017)
Berichterstatterin Olga Sehnalová (S&D, CZ)
Merblatt zu den Verfahrensschritten
EP-Studie: Zusammenarbeit im Bereich Verbraucherschutz (auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20170621IPR78025/ep-council-reach-deal-to-improve-the-enforcement-of-consumer-rights-in-the-eu
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20170621IPR78025/ep-council-reach-deal-to-improve-the-enforcement-of-consumer-rights-in-the-eu
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96718/OLGA_SEHNALOVA_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2016/0148(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_BRI(2016)586676
http://audiovisual.europarl.europa.eu/default.aspx


Verkehrssicherheit: Einbau von
Fahrerassistenzsystemen soll Pflicht werden
 
Neue Vorrichtungen zur Verbesserung der
Fahrzeugsicherheit sollten serienmäßig eingebaut werden.
Das werden die Abgeordneten am Dienstag
erwartungsgemäß fordern.
 
 
Bei  allen neuen Pkw, Transportern,  Lkw und Bussen sollten Fahrerassistenzsysteme wie
Geschwindigkeits-,  Spurhalte-  und  automatische  Bremssysteme  zur  Serienausstattung
gehören,  heißt  es  in  einem  Entschließungsentwurf  des  Verkehrsausschusses.
 
Die Abgeordneten fordern insbesondere Technologien, die Autofahrer dabei unterstützen,
Fußgänger, Radfahrer und Motorradfahrer besser zu erkennen und Unfälle zu vermeiden. Für
Lastkraftwagen und Busse wollen die Abgeordneten, dass Front-, Seiten- und Rückfahrkameras
sowie Wendeassistenzsysteme zwingend vorgeschrieben werden, um den toten Winkel zu
verringern. 
 
Sie wollen außerdem, dass die EU-Kommission die Festsetzung der Höchstgrenze für die
Blutalkoholkonzentration auf 0,0 ‰ für alle "neuen" und Berufskraftfahrer prüft.
 
Debatte: Montag, den 13. November
 
Abstimmung: Dienstag, den 14. November
 
Verfahren:  Nichtlegislative Entschließung
 
Weitere Informationen
Entschließungsentwurf (auf Englisch)
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (12.10.2017)
Berichterstatter Dieter-Lebrecht Koch (EVP, DE):
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
Bericht der Kommission über “Rettung von Menschenleben: Mehr Fahrzeugsicherheit in der
EU“ (12.12.2016)
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http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?type=REPORT&reference=A8-2017-0330&language=EN
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20171009IPR85645/mandatory-driver-assistance-systems-needed-to-protect-cyclists-and-pedestrians
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/1852/DIETER-LEBRECHT_KOCH_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2017/2085(INI)&l=en
http://audiovisual.europarl.europa.eu/default.aspx
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016DC0787
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52016DC0787


Rechtsstaatlichkeit in Polen: Debatte und
Entschließung 
 
Das Parlament wird bewerten, wie der Dialog mit der
polnischen Regierung über die Achtung von
Rechtsstaatlichkeit und Demokratie vorankommt, und am
Mittwoch über eine entsprechende Entschließung
abstimmen.
 
 
Die Kommission hat am 13. Januar 2016 mit der Untersuchung der Lage in Polen gemäß dem
"Rahmen zur Bekämpfung systemischer Bedrohungen der Rechtsstaatlichkeit" begonnen.
 
 
 
Debatte: Mittwoch, den 15. November
 
Abstimmung: Mittwoch, den 15. November
 
Verfahren: Erklärungen von Rat und Kommission, mit Entschließung
 
#RuleofLaw #Poland
 
 
 
Weitere Informationen
Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat: Ein neuer EU-Rahmen
zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips
Polen und der Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips: Fragen und Antworten
(Factsheet der Europäischen Kommission, Januar 2016)
Webseite des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres
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http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52014DC0158
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:52014DC0158
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-16-62_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-16-62_de.htm
http://www.europarl.europa.eu/committees/de/libe/home.html


Rechtsstaatlichkeit in Malta
 
Nach der brutalen Ermordung einer Enthüllungsjournalistin
werden die Abgeordneten über die Rechtsstaatlichkeit in
Malta debattieren und am Mittwoch über eine
Entschließung abstimmen.
 
 
 
Am Dienstag erörtert das Plenum bereits zum zweiten Mal die Situation der Rechtsstaatlichkeit
auf Malta. Anlass ist nach wie vor die Ermordung der führenden Enthüllungsbloggerin des
Landes, Daphne Caruana Galizia, und die wachsende Besorgnis über die Einschränkung der
Freiheiten sowie über die mutmaßliche Einflussnahme der Regierung auf Justiz und Polizei.
 
Im Anschluss an die Debatte wird in Anwesenheit von Präsident Antonio Tajani und der Familie
von  Daphne  Caruana  Galizia  eine  Zeremonie  zu  ihren  Ehren  stattfinden,  auf  der  der
Pressekonferenzensaal des Europäischen Parlaments in Straßburg offiziell nach ihr benannt
werden wird.
 
Der  Pressekonferenzensaal  in  Brüssel  wurde  nach  der  ermordeten  russischen
Enthüllungsjournalist in  Anna  Politkovskaya  benannt.
 
Außerdem haben sich die Fraktionsvorsitzenden des Europäischen Parlaments darauf geeinigt,
dass eine Delegation von Abgeordneten des Europäischen Parlaments in den kommenden
Wochen Malta besuchen sollte, um die Lage vor Ort genauer zu untersuchen.
 
Debatte: Dienstag, den 14. November
 
Abstimmung: Mittwoch, den 15. November
 
Verfahren: Erklärungen des Rates und der Kommission mit Entschließung
 
#RuleofLaw
 
Weitere Informationen
Pressemitteilung zur Debatte über Medienfreiheit in Malta (24.10.2017; auf Englisch)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Erklärung von Präsident Tajani im Plenum in Anwesenheit der Familie von Daphne Caruana
Galizia (auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende: Pressefreiheit in Malta
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http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20171020IPR86555/meps-praise-daphne-caruana-galizia-and-call-for-concrete-actions
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2017/2935(RSP)
http://www.europarl.europa.eu/the-president/de/newsroom/statement-by-president-tajani-in-plenary-in-the-presence-of-the-family-of-daphne-caruana-galizia-30
http://www.europarl.europa.eu/the-president/de/newsroom/statement-by-president-tajani-in-plenary-in-the-presence-of-the-family-of-daphne-caruana-galizia-30
http://audiovisual.europarl.europa.eu/malta-press-freedom


Plenardebatte zu “Paradise Papers”-
Enthüllungen
 
Die Enthüllungen der “Paradise Papers” und die
versteckten Vermögen der Superreichen stehen am
Mittwoch im Zentrum einer Plenardebatte. 
 
 
 
Die  Dokumente,  von  einem  internationalen  Konsortium  investigativer  Journalisten
zusammengestellt, zeigen, wie die Superreichen ihr Vermögen in Offshore-Konten verbergen
und in einigen Fällen Steuern vermeiden.  
 
Das Europäische Parlament steht seit vielen Jahren an vorderster Front bei der Bekämpfung
von  Geldwäsche,  Steuervermeidung  und  Steuerhinterziehung.  Seine  Empfehlungen  zur
Bekämpfung dieser Praktiken wurden vom Sonderausschuss zu Steuervorbescheiden (TAXE 2)
ausgearbeitet und in einer am 6. Juli 2016 angenommenen Entschließung dargelegt.
 
Die Ergebnisse eines weiteren Sonderausschusses, der als Reaktion auf die "Panama Papers"
eingesetzt wurde, werden im Dezember dem Plenum zur Abstimmung vorgelegt.  
 
Debatte: Mittwoch, den 15. November
 
Verfahren: Erklärungen von Rat und Kommission
 
Weitere Informationen
EP-Hintergrundinformationen: „Unternehmensbesteuerung - Für eine gerechte und
transparente Besteuerung“
Untersuchungsausschuss zu Geldwäsche, Steuervermeidung und Steuerhinterziehung
Abschlussbericht des Ausschusses (auf Englisch)
Sonderausschuss zu Steuervorbescheiden und anderen Maßnahmen ähnlicher Art oder
Wirkung (TAXE 2)
EP-Studie: “Bringing transparency, coordination and convergence to corporate tax policies in
the European Union” (auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2016-0310+0+DOC+XML+V0//DE
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http://audiovisual.europarl.europa.eu/fight-against-tax-fraud-and-evasion
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Asylreform: Verhandlungen mit EU-Regierungen
über Dublin-Vorschriften
 
Das Parlament ist bereit, unverzüglich Gespräche über eine
Überarbeitung des EU-Asylsystems aufzunehmen, wenn in
der Nacht von Dienstag auf Mittwoch kein Antrag auf eine
Plenarabstimmung über das Mandat eingereicht wird.
 
 
 
Die vorgeschlagenen Änderungen der so genannten Dublin-Vorschriften zielen darauf ab,
Schwachstellen im derzeitigen System zu beheben. Sie sollen außerdem sicherstellen, dass die
EU-Länder bei der Aufnahme von Asylbewerbern ihren Anteil übernehmen.
 
Mit  der  Reform würde  das  Land,  in  dem ein  Asylbewerber  erstmals  eintrifft,  nicht  mehr
automatisch und allein für die Bearbeitung seines Asylantrags zuständig sein. Stattdessen
sollten  Asylbewerber  auf  alle  EU-Länder  verteilt  werden.  Zu  diesem  Zweck  könnte  ein
Asylbewerber  automatisch  und  schnell  in  ein  anderes  EU-Land  verlegt  werden.
 
EU-Länder, die sich weigern, Asylbewerber aufzunehmen, sollten nur noch eingeschränkt auf
EU-Mittel zugreifen können.
 
Die Mitglieder des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres haben ein Paket
von Änderungsanträgen zum Legislativvorschlag angenommen. Dies wird der Präsident des
Parlaments zu Beginn der Sitzung bekannt geben. Wenn bis Dienstag um Mitternacht keine
Einwände erhoben werden,  gilt  das  Mandat  als  gebilligt  und  die  Verhandlungen  können
aufgenommen werden,  sobald  sich  die  Mitgliedstaaten  untereinander  geeinigt  haben.
 
 
 
Hintergrundinformationen
 
 
 
Das Dublin-System ist das EU-Gesetz, das festlegt, welches EU-Land für die Bearbeitung eines
Antrags  auf  internationalen  Schutz  zuständig  ist.  Das  Recht  auf  Asyl  ist  in  der  Genfer
Konvention verankert,  die alle EU-Mitgliedstaaten unterzeichnet haben und die in die EU-
Verträge aufgenommen wurde. 
 
Verfahren:  Verhandlungsmandat (Mitentscheidungsverfahren, erste Lesung)
 
#Dublin
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Weitere Informationen
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss: „Alle EU-Länder müssen einen fairen Anteil
der Asylbewerber übernehmen“ (19.10.2017)
Hintergrundinformation zur Asylpolitik der EU: „Reform der Dubliner Regeln – ein gerechteres
System schaffen“ (auf Englisch)
Berichterstatterin Cecilia Wikström (ALDE, SE)
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Flüchtlingskrise: Dublin-Reform (Video und Artikel)
EP-Studie: „Reform des Dublin-Systems - EU-Rechtsvorschriften in Bearbeitung“
EP-Hintergrundinformationen: „Wie das Asylverfahren in der EU funktioniert“ (auf Englisch)
Audiovisuelles Material für Medienschaffende: Europäisches Asylsystem
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http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20171016IPR86161/alle-eu-lander-mussen-einen-fairen-anteil-der-asylbewerber-ubernehmen
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20171016IPR86161/alle-eu-lander-mussen-einen-fairen-anteil-der-asylbewerber-ubernehmen
http://www.europarl.europa.eu/pdfs/news/expert/background/20171019BKG86403/20171019BKG86403_en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/pdfs/news/expert/background/20171019BKG86403/20171019BKG86403_en.pdf
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96677/CECILIA_WIKSTROM_home.html
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?reference=2016/0133(COD)&l=en
http://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/society/20171012STO85934/fluchtlingskrise-dublin-reform-video
https://epthinktank.eu/2017/02/09/reform-of-the-dublin-system-eu-legislation-in-progress/
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/de/document.html?reference=EPRS_ATA%282017%29599397
http://audiovisual.europarl.europa.eu/european-asylum-system


Treuhandfonds für östliche Partner
 
Die Abgeordneten werden in einer Debatte am Dienstag
voraussichtlich fordern, dass der Gipfel zur Östlichen
Partnerschaft im November die Einrichtung eines
Treuhandfonds für die Ukraine, Georgien und die Republik
Moldau beschließen soll. 
 
 
Eine  entsprechende  Entschl ießung  wird  am  Mit twoch  verabschiedet.  In  dem
Entschließungsentwurf wird auch die Schaffung eines Modells einer „erweiterten Östlichen
Partnerschaft“ für die assoziierten Länder empfohlen, die wesentliche Fortschritte bei den für
die  Annäherung  an  die  EU erforderlichen  Reformen erzielt  haben.  Dies  bietet  ihnen  die
Möglichkeit, der Zollunion, der Energieunion, der Digitalunion oder sogar dem Schengen-Raum
beizutreten und die Mobilfunk-Roaming-Tarife abzuschaffen.
 
Die  Östliche  Partnerschaft  wurde  2009  ins  Leben  gerufen,  um  die  politischen  und
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der  EU und den sechs osteuropäischen Partnern
Armenien,  Aserbaidschan,  Belarus,  Georgien,  Moldau und der  Ukraine zu vertiefen.
 
Das fünfte Gipfeltreffen der Östlichen Partnerschaft wird am 24. November 2017 in Brüssel
stattfinden.
 
 
 
Debatte: Dienstag, den 14. November
 
Abstimmung: Mittwoch, den 15. November
 
Verfahren: Nichtlegislative Entschließung
 
#EaP #EasternPartnership
 
Weitere Informationen
Entschließungsentwurf zur Östlichen Partnerschaft
Pressemitteilung zur Abstimmung im Ausschuss (10.10.2017)
Berichterstatterin Laima Andrikienė (EVP, LT)
Berichterstatter Knut Fleckenstein (S&D, DE)
Hintergrundinformationen zum Treuhandfonds für die Ukraine, Georgien und Moldawien
Merkblatt zu den Verfahrensschritten
Webseite des Gipfeltreffens der Östlichen Partnerschaft, November 2017
Audiovisuelles Material für Medienschaffende
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http://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2017/11/24/
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+REPORT+A8-2017-0308+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/news/de/press-room/20171009IPR85668/foreign-affairs-committee-meps-advocate-trust-fund-for-eastern-partners
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/28276/LAIMA+LIUCIJA_ANDRIKIENE_home.html
http://www.europarl.europa.eu/meps/de/96840/KNUT_FLECKENSTEIN_home.html
http://www.europarl.europa.eu/news/de/headlines/eu-affairs/20171030STO87111
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2017/2130(INI)
http://www.consilium.europa.eu/de/meetings/international-summit/2017/11/24/
http://audiovisual.europarl.europa.eu/default.aspx


Weitere Tagesordnungspunkte
 
Weitere Themen auf der Tagesordnung
 
- Rede von Andrej Kiska, Präsident der Slowakischen Republik, Mittwoch
 
- Inanspruchnahme des Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisierung (Antrag
Italiens – EGF/2017/004 IT/Almaviva) - Bericht: Daniele Viotti, Abstimmung Dienstag
 
- Ernennung von drei Mitgliedern des Rechnungshofs - Berichte: Indrek Tarand, Abstimmung
Mittwoch
 
-  Bereitstellung  kohäsionspolitischer  Instrumente  durch  Regionen  zur  Bewältigung  des
demografischen Wandels - Bericht: Iratxe García Pérez, Debatte Montag, Abstimmung Dienstag
 
- Die EU-Afrika-Strategie: ein Ansporn für die Entwicklung - Bericht: Maurice Ponga, Debatte
Mittwoch, Abstimmung Donnerstag
 
- Wahl zweier neuer Vizepräsidenten des Europäischen Parlaments als Nachfolger von Ildikó
Gáll-Pelcz und Alexander Graf Lambsdorff, AbstimmungMittwoch
 
-  Russisches Embargo – Obst-  und Gemüsebranche,  Parlamentarische Anfrage,  Debatte
Mittwoch
 
- Aktionsplan für Finanzdienstleistungen für Privatkunden - Bericht: Olle Ludvigsson, Debatte
Montag, Abstimmung Dienstag
 
-  Angenommener Beschluss über das zweite Mobilitätspaket -  Erklärung der Kommission,
Debatte Mittwoch
 
- Radikalismus und Populismus in Europa 100 Jahre nach der bolschewistischen Revolution in
Russland - Aussprache über ein aktuelles Thema, Mittwoch (EVP)
 
- Tätigkeit des Europäischen Bürgerbeauftragten im Jahr 2016 - Bericht: Marlene Mizzi, Debatte
Mittwoch mit Emily O’Reilly, Abstimmung Donnerstag
 
- Die weltweite Verfolgung von Christen, Erklärung der Vizepräsidentin der
 
Kommission und Hohen Vertreterin  der  Union für  Außen-  und Sicherheitspolitik,  Debatte
Montag
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